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1. Aufgabenfelder und Gremienbesetzung

Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen e.V. (LAGH) haben sich aktuell 31 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Die LAGH arbeitet für die Selbstbestimmung und Selbstvertretung von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen. Die LAGH unterstützt die Selbsthilfe der Betroffenen und fördert deren Vernetzung zum gemeinsamen Erfahrungsaustausch und zur gegenseitigen Unterstützung.

Arbeitsschwerpunkte der LAGH Bremen e.V. sind u.a.:

· Unterstützung von behinderten und chronisch kranken Menschen bei der Bewältigung von Krankheiten und psychischen Problemen,

· Information behinderter und chronisch kranker Menschen über die aktuelle Entwicklung in der Sozial-, Gesundheits- und Behindertenpolitik,

· Unterrichtung der gesetzgebenden Organe und zuständigen Behörden über Probleme, Bedürfnisse, Anliegen und Forderungen der Behinderten,

· Anregung gegenüber Öffentlichkeit, Verwaltung und Politik von Maßnahmen, die zur Verbesserung der gesundheitlichen, gesellschaftlichen und persönlichen Lage Behinderter und chronisch Kranker dienen,

· Hinweis auf Informations- und Beratungsleistungen,

· Ermöglichung von Arbeitskreisen für Selbsthilfeinteressierte und öffentlichkeitswirksame Hinweise hierauf,

· Zusammenarbeit mit Organisationen ähnlicher Zielsetzungen.

Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGH gehört zudem die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGH in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· in der Deputation für Soziales beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuss für behinderte Menschen bei dem Integrationsamt,

· im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Landespflegeausschuss,

· bei der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände in der Arbeitsgruppe “Kostensatzangelegenheiten nach SGB XI und BSHG”,

· im Ausschuss "Beteiligung der Behinderten" der staatlichen Deputation für Bau,

· im Forum Barrierefreies Bremen,

· im Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung behinderter Menschen,

· im Arbeits- und Gesprächskreis Behinderung und Sexualität,

· beim Runden Tisch Behindertenpolitik Bremen,

· in der Arbeitsgruppe „Leichte Sprache“ beim Senator für Soziales,

· im Beirat der Behindertenverbände Bremens zur Begleitung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes.

2. Der Vorstand der LAGH Bremen
Der auf der Mitgliederversammlung am 5. September 2002 gewählte Vorstand der LAGH Bremen prägt nicht nur die Verbandspolitik, sondern hat auch im vergangenen Jahr konkret und persönlich an der Umsetzung seiner inhaltlichen Vorgaben durch kontinuierliches ehrenamtliches Engagement beigetragen. Auf der Mitgliederversammlung am 30. Juni 2005 finden Neuwahlen statt. Eine (vorläufige) Kandidatenliste erhalten alle Mitgliedsverbände mit der Einladung zur Mitgliederversammlung.

Auf der letztjährigen Mitgliederversammlung im Gehörlosenfreizeitheim am 24. Juni 2004 wurde der bisherige Vorstand der LAGH einstimmig entlastet.

Für folgende Arbeitsbereiche sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder zuständig, regelmäßig tätig und auch persönlich ansprechbar:

Matthias Weinert

(1. Vorsitzender)
Gesetzgebung, Beratender Ausschuss beim Integrationsamt



Dieter Stegmann

(2. Vorsitzender)

Bauen, Wohnen, ÖPNV, Deputation für Soziales

Andreas Hoops

(Rechnungsführer)
Finanzen, Arbeitsassistenz, berufliche Betreuung geistig behinderter Menschen


Patrick George

(Beisitzer)
Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung Gehörloser


Jürgen Karbe

(Beisitzer)

Blinde- und Sehbehinderte

H.-W. Meyenschein

(Beisitzer)

Forum Barrierefreies Bremen, Hilfsmittelberatung für Mobilitätsbeeinträchtigte

Lydia Stegmann

(Beisitzerin)
Frauen und Behinderung, stellvertretendes Mitglied im Widerspruchsausschuss beim Integrationsamt

Bei Bedarf nehmen Sie bitte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGH auf.

3. Die Geschäfts- und Beratungstelle der LAGH
Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit. 

Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGH Bremen - umfasste im Berichtszeitraum persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen traditionell folgende Themenbereiche: Nachteilsausgleiche, Behinderung und Schwerbehindertenausweis, Leistungsansprüche, Selbsthilfegruppen, Wohnberatung, Mitarbeit in Verbänden und Vereinen, Arbeit und Beruf, Urlaub sowie die Vermittlung von Rechtsbetreuung. 

Die LAGH ist von Montag bis Donnerstag telefonisch erreichbar von 8.00 - 16.30 Uhr und Freitag von 8.00 - 13.00 Uhr. Zu diesen Zeiten können auch Termine für persönliche Beratungsgespräche vereinbart werden.

4. Verbandsarbeit und -Entwicklung
Im November 2004 beantragte der Verein Psoriasis und Haut e.V. (Verband für regionale Selbsthilfe bei Schuppenflechte und anderen chronischen Hautkrankheiten) die Mitgliedschaft in der LAGH Bremen. Der Vorstand der LAGH stimmte auf seiner Sitzung im Dezember 2004 dem Antrag zu und begrüßte das neue Mitglied. 

Von den beiden großen chronischen Volkshautkrankheiten Psoriasis (Schuppenflechte) und Neurodermitis sind nach Auskunft des Verbandes in Deutschland ca. 5-7 Millionen Menschen betroffen. Psoriasis und Haut e.V. setzt sich u.a. ein für die Stärkung von Selbsthilfestrukturen und bietet regelmäßige Gesprächskreise, Informationsveranstaltungen sowie Schulungen. Die bundesweite Geschäfts- und Beratungsstelle von Psoriasis und Haut e.V. hat ihren Sitz in Herford: Kontaktadresse: Psoriasis und Haut e.V., Verband für regionale Selbsthilfe, Werrestraße 94, 32049 Herford, Tel.: 05221/ 187 97 09, Fax: 05221/ 187 97 84, Internet: www.pso-und-haut.de, Email: info@pso-und-haut.de. Der Ansprechpartner für Bremen ist Herr Rolf Wachtendorf, Geibelweg 6, 27753 Delmenhorst, Tel.: 04221/ 50 582.

Die LAGH freut sich auf eine gute und erfolgreiche Zusammenarbeit mit der neuen Mitgliedsorganisation.

Trotz Kürzungen von Fördermitteln für die LAGH Bremen durch den Senator für Soziales hat sich die LAGH um die Aufrechterhaltung ihrer Informations- und Beratungsleistungen erfolgreich bemüht. Über die Angebote im Beratungsbereich wurde bereits unter Punkt 3 dieses Berichts informiert. Die LAGH erbringt zudem themenübergreifende Informations- und Beratungsleistungen für Menschen mit chronischer Erkrankung und Behinderung im Rahmen entsprechender Publikationen mit sozial- und gesundheitspolitischen Inhalt. Informationsverteilung erfolgt zum einen durch regelmäßig verbreitete Schriften (Selbsthilfe/ Jahresspiegel/ Jahresbericht des Vorstands/ Protokolle des AK Protest/ Einladungen zu den diversen Arbeitskreisen der LAGH, Material für die Protesttage, Dokumentationen der Protesttage). Zum anderen werden sozial- und behindertenpolitische Informationen weitergeleitet durch die Versendung und Bereitstellung von relevanten und nicht periodisch erscheinenden Schriften (Gesetzestexte, Veranstaltungshinweise, Dokumentationen u.s.w.).

Dank der finanziellen Förderung durch die Krankenkassen konnten wir zudem weiter unseren vierteljährlich erscheinenden Informationsdienst herausgeben. Im Informationsdienst werden sowohl aktuelle Beiträge aus den Mitgliedsverbänden, von lokalen und überregionalen Veranstaltungen und über relevante Publikationen veröffentlicht, als auch Informationen aus Sozialpolitik, Rechtspolitik und der öffentlichen Diskussion zu behindertenpolitischen Themen. Die steigende Zahl der Anforderungen des Infodienstes einerseits und die regelmäßigen Anfragen nach weitergehenden Informationen andererseits sind ein wichtiges Indiz dafür, dass dieses Informationsmedium von Mitgliedsverbänden, Einzelpersonen und Freunden der LAGH weiterhin interessiert zur Kenntnis genommen wird.

5. Finanzen
Der Rechnungsführer der LAGH Bremen wird - wie in den Jahren zuvor - auf der Mitgliederversammlung einen genauen Bericht über die finanzielle Situation des Vereins gegeben.

6. arbeitskreise der LAGH Bremen
Die LAGH organisiert Arbeitskreise für behinderte und chronisch kranke Menschen. Sie bietet so - auch in Kooperation mit anderen Einrichtungen der Behindertenselbsthilfe - Foren, in denen Behinderte ihre Anliegen verbands- und behinderungsübergreifend formulieren, diskutieren und problematisieren können, um letztlich durch politische Aktivitäten, private Initiativen, persönliches Engagement oder durch Öffentlichkeitsarbeit zu einer Verbesserung ihrer Lebenssituation aktiv beizutragen. Mit anderen Worten: Die Arbeitskreise bieten Hilfe zur Selbsthilfe. 

6.1 Arbeitskreis Bremer Protest
Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGH Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen". Nach dem Rückzug von Selbstbestimmt Leben Anfang 2004 aus dem AK Protest konnten mit dem Landesverband der Gehörlosen und dem Sozialverband Deutschland, Ortsverband Osterholz neue Bündnispartner als Mitorganisatoren für die Bremer Protesttage und das Behindertenparlament gefunden werden.

Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Forderung nach einem Landesbehindertenbeauftragten

· Nachbereitung des 12. Bremer Protesttages vom 6. Mai 2004

· Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung des 12. Bremer Behindertenparlaments am Welttag der Behinderten (3. Dezember 2004)

· Fortführung und Begleitung des Modellprojektes „Leichte Sprache beim Senator für Soziales“ (vgl. hierzu Gliederungspunkt 7.1)

6.2 forum barrierefreies Bremen
Das Forum Barrierefreies Bremen ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen, Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigen. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen arbeitsteilig von der LAGH und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein. 

Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· Fertigstellung eines Schulungskonzeptes zum Umgang mit behinderten Menschen für Fahrer der BSAG 

· Erarbeitung und Herausgabe einer Planungshilfe für hörbehindertengerechte Infoveranstaltungen

· Erhebungen im Rahmen des Modellprojektes Internet-Stadtführer für behinderte Menschen

· Forderung nach barrierefreien Schulgebäuden beim Senator für Bildung und beim Senator für Bau

· diverse Bauberatungen für öffentliche und private Bauherren bzw. -träger (z.B. für Theater am Goetheplatz, Salomons, Domsheide, Lagerhaus)

6.3 Gesprächskreis Behinderung und Sexualität
Dieser von der LAGH Bremen gegründete Arbeits- und Gesprächskreis trifft sich regelmäßig - einmal monatlich - in den barrierefrei zugänglichen Räumlichkeiten des Gehörlosenfreizeitheims. Der Gesprächskreis „Behinderung und Sexualität“ wurde im August 2002 auf Anregung und unter Leitung der LAGH Bremen gegründet. In diesem Arbeitskreis hat man sich über verschiedene Inhalte zum Thema Behinderung und Sexualität ausgetauscht.

Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:
· Erstellung eines Informationsflyers zum Arbeitskreis

· Vor- und Nachteile von Partnervermittlungen für behinderte Menschen

· Erarbeitung eines Beschlussvorschlages für das 12. Bremer Behindertenparlament

· Vorführung und Diskussion des Films „Uneasy Rider“ (über das Leben eines behinderten Heimbewohners)

· Planung einer Filmreihe mit dem Schwerpunktthema „Behinderte Sexualität“

7. Projekte und Kooperationen

7.1 Modellprojekt „Leichte Sprache“ beim senator für soziales 
        fortgeführt
Ende 2003 wurde unter Beteiligung der LAGH, Selbstbestimmt Leben und dem Landesverband der Gehörlosen erstmals ein Informationsschreiben der Sozialbehörde in Leichte Sprache übersetzt (wir berichteten im Infodienst 4/2003 und 1/2004). Die Sozialsenatorin setzte sich in der Folgezeit für die Fortführung des Projekts ein und bat die Abteilungsleiter ihres Ressorts um neue Vorschläge für Übersetzungen.

Eine interessante Idee für eine neue Übersetzungsarbeit kam recht bald aus dem Bereich Jugend und Familie auf den Tisch. Alljährlich werden alle Bremer Eltern von dreijährigen Kindern schriftlich über die Möglichkeiten informiert, eine der Bremer Kindestageseinrichtungen zu besuchen. Das Informationsschreiben besteht aus einem Anschreiben der Sozialsenatorin und einem doppelseitigen Erläuterungsblatt. Letzteres gibt Auskunft über die verschiedenen Kindergärten, Öffnungs- und Beratungszeiten, Betreuungsdauer, Anmeldezeiten, monatliche Beiträge, Antragsformulare, Fördermöglichkeiten für behinderte Kinder, Platzzahlen und Ansprechpartner. Dieses Dokument weist in seiner bisherigen Form eine Reihe von Verständigungsbarrieren für Menschen mit geistiger Behinderung und Lernschwierigkeiten auf. Wiewohl die Informationen gut strukturiert dargeboten werden, mindern auch hier insbesondere der kleine Schriftgrad, fehlende Illustrationen, verschachtelter Satzbau und komplexe Inhalte die Verständlichkeit.

Erneut begann die Arbeitsgruppe unter Beteiligung der LAGH Bremen mit der Übersetzung. Will man Leichte Sprache verwenden, gilt es bestimmte Regeln zu beachten. Dazu gehören: verständliche Wortwahl, kurze Sätze, großer Schriftgrad, Arial-Schrift, übersichtliche Textgestaltung, genügend große Absätze, keine Worttrennungen am Ende einer Zeile, keine Fremdwörter oder Fachbegriffe. Letztere sind jedoch möglich, wenn sie erklärt werden. Das muss dann wieder in Leichter Sprache passieren. Weiterhin ist Leichte Sprache geprägt von textbegleitenden bzw. -erklärenden Bildern, Symbolen und Fotos. Geht es beispielsweise in einem Text um Geld oder Kosten, ist es sinnvoll, neben den entsprechenden Sätzen Geldscheine oder Münzen abzubilden.

Zwar dauerte es bald ein halbes Jahr, bis ein für alle Seiten befriedigendes Dokument in Leichter Sprache herauskam, doch verlief der Gestaltungsprozess vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit der Weihnachtshilfe wesentlich effektiver. Das Kindergarten-Info in Leichter Sprache wird nun an Tausende von Eltern in Bremen verschickt. Auf die Reaktionen sind die Verfasser sehr gespannt. 

Sie können die Übersetzung über die Geschäftsstelle der LAGH Bremen beziehen.

Unbedingt erwähnt werden sollte noch, dass die für das Kindergarten-Info zuständige Behördenmitarbeiterin überaus engagiert an der Übersetzung arbeitete und das Infoblatt in Leichter Sprache - in Abstimmung mit den Vertretungen behinderter Menschen - selbst bearbeitete und fertig stellte. Mit ihr konnte sicher eine Multiplikatorin in der Sozialbehörde gewonnen werden, wodurch eines der Ziele des Projekts - Sensibilisierung von Mitarbeitern für das Thema Leichte Sprache - umgesetzt wurde.

Übrigens wird auch in diesem Jahr das Behördeninfo zur Weihnachtshilfe wieder in Leichter Sprache herausgegeben.

7.2. Internet-Stadtführer für Mobilitätsbehinderte
Anno 1996 veröffentlichte die Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen (LAGH) in der dritten Auflage den Bremer Stadtführer für behinderte Menschen. Das 500 Seiten starke Buch erfreute sich über viele Jahre großer Nachfrage, bot es doch eine Fülle an Informationen über die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit von öffentlichen Gebäuden unterschiedlichster Art. Allerdings waren schon nach relativ kurzer Zeit zahlreiche Daten nicht mehr aktuell. Bremen braucht - acht Jahre nach der letzten Veröffentlichung - dringend einen neuen, modernen Stadtführer für behinderte Menschen. So planten die LAGH und Selbstbestimmt Leben Bremen (SL) eine Neuauflage. Allerdings nicht mehr in der bekannten Buchform, sondern als Datenbank, die im Internet weltweit abrufbar ist.

Der Vorteil einer Internetdatenbank gegenüber der klassischen Buchform eines Stadtführers für behinderte Menschen liegt auf der Hand. Einmal erhobene Daten lassen sich leicht aktualisieren. Galt ein Museum, Kino, Hotel oder eine Behörde lange Zeit für Rollstuhlfahrer als unzugänglich und änderte sich dies nun durch entsprechende Umbauten, können die neuen baulichen Gegebenheiten sofort in die Internetdatenbank eingepflegt werden. Interessierte müssen somit nicht mehr so lange auf die nächste Auflage des gedruckten Stadtführers warten. Zudem erlaubt die Internetpräsentation wesentlich detailliertere Informationen über verschiedene Gebäudetypen. Dagegen sind dem gedruckten Stadtführer engere Grenzen gesetzt, die sich häufig auf die Feststellung „barrierefrei“, „bedingt barrierefrei“ oder „nicht barrierefrei“ bzw. „nicht zugänglich“ beschränken. Solche Allgemeinaussagen, oft ungeprüft von Verantwortlichen eines Gebäudes selbst getroffen, sind für viele behinderte Menschen mit unterschiedlichen Mobilitätseinschränkungen wenig hilfreich. Ein Fußgänger schätzt eine Rampe mit zehnprozentiger Steigung vielleicht als barrierefrei ein - für einen Muskelkranken unter Umständen ein unüberwindbares Hindernis.

Einen weiteren Vorteil gilt es mit Blick auf eine Online-Datenbank hervorzuheben: Die Buchversion kann erst in Druckauftrag gegeben werden, wenn alle relevanten Gebäudetypen hin​sichtlich Zugänglichkeit und Nutzbarkeit erfasst worden sind. Ein Internet-Stadtführer kann sukzessive mit solchen Daten ausgestattet werden. Mangelt es einmal an finanziellen oder personellen Mitteln, muss das Projekt nicht gleich auf Eis gelegt, sondern kann zu einem späteren Zeitpunkt fortgeführt werden.

Die Kooperationspartner des Bremer Internet-Stadtführers für behinderte Menschen - LAGH und SL - entschieden sich nach intensiver Recherche und Prüfung, kein neues Erhebungs​verfahren und -programm auf den Weg zu bringen, sondern beteiligen sich an einem Projekt namens you-too. Bei you-too handelt es sich um ein von der Europäischen Union gefördertes Projekt, an dem Ende der neunziger Jahre verschiedene Länder gearbeitet haben, u.a. auch Deutschland. Städten und Gemeinden der kooperierenden europäischen Länder bietet you-too ein Internetportal, in das nach einheitlichen Regeln Daten zur Zugänglichkeit ein​gestellt werden können. Nutzern dieses Systems stehen eine Fülle von Informationen zur Verfügung. Dazu gehören einerseits allgemeine Auskünfte für Menschen mit Sinnesbeein​trächtigungen. Andererseits gibt es zu den einzelnen Gebäuden unter anderem vielfältige Informationen zu unterschiedlichen Raumtypen, Türbreiten, Rampensteigungen, Sanitäranlagen, Bewegungsflächen, Wegstrecken und Parkplätzen. Auf diese Weise können, insbesondere für Mobilitätsbehinderte, auch sehr komplexe Bauten übersichtlich und gut nachvollziehbar - hinsichtlich Ausstattung und Bauweise - dargestellt werden. Weiterhin kann der Benutzer aus sechs verschiedenen Sprachen die für ihn passende auswählen. Dazu gehören: deutsch, englisch, französisch, italienisch, schwedisch und spanisch.

Das Erhebungsverfahren ist sehr aufwändig und hat nach bestimmten Standards zu erfolgen. Wichtigste Voraussetzung, um genaue Daten eines Objektes zu erhalten, ist das exakte Vermessen. Die Daten werden auf vorgedruckten Fragebögen eingetragen, wodurch Interpretationen der Erheber und Erheberinnen weitgehend vermieden werden. Nach der Erhebung folgt die Übertragung ins Programm und anschließend die Weiterleitung an you-too. Idealerweise liegen zwischen Erhebung und Veröffentlichung lediglich wenige Tage.

Erheben dürfen nur geschulte Personen, die an einer dreitägigen Einführung zum Erhebungsverfahren teilgenommen haben. Dadurch wird sichergestellt, dass das Internetportal seinem hohen qualitativen Anspruch gerecht bleibt. 

Auch in Bremen hat solch eine Schulung bereits stattgefunden. Hieran nahmen Vertreter der LAGH Bremen, von SL und anderer Behindertenorganisationen erfolgreich teil. Inzwischen haben diese Erheber im Rahmen eines Pilotprojektes ihr Wissen angewandt und vertieft, indem sie erste Erhebungen durchführten. Die Ergebnisse können unter www.you-too.net eingesehen werden. 

Zu den Ersterhebungen gehörten in der Mehrzahl Einrichtungen der Bremischen Evangelischen Kirche (BEK) – also Gemeindehäuser, Verwaltungsgebäude und Kirchen. Die BEK unterstützt finanziell den Bremer Internet-Stadtführer. Sie hat ein Förderprogramm für ihre Gemeinden zur Finanzierung der ersten Erhebungen aufgelegt. Weitere finanzielle Unter​stützung kam vom Senator für Inneres und dem regionalen Energieversorger swb Enordia. Mit diesen Zuwendungen konnten Anschaffungsinvestitionen und die Erheberschulung finanziert werden.

Wie wird es weitergehen? Unser Ziel ist es, alle öffentlichen Einrichtungen Bremens in unserem Internet-Stadtführer zu erfassen und allen Interessierten einen schnellen Zugriff auf stets aktuelle Erhebungen zu ermöglichen. Behinderte Menschen sollen auf der Grundlage objektiver Daten rechtzeitig und selbstbestimmt entscheiden können, welche öffentlichen Orte in Bremen für sie attraktiv sind und welche nicht. Ohne die Unterstützung hiesiger Institutionen, Unternehmen und der Landespolitik wird dies jedoch schwer möglich. Mit unserem Pilotprojekt, den Ergebnissen unserer Arbeit und unseren Erfahrungen wollen wir potenzielle Unterstützer überzeugen, sich an dem Projekt „Bremer Internet-Stadtführer für behinderte Menschen“ finanziell, materiell oder personell zu beteiligen. Inwieweit dies gelingt, wird die Zukunft zeigen.

7.3. Zwölftes Bremer Behindertenparlament
Über 200 behinderte Menschen kamen am 3. Dezember 2004 zum 12. Bremer Be​hindertenparlament in den Plenarsaal der Bremischen Bürgerschaft. Um 9.30 Uhr eröffnete die gehörlose Präsidentin Käthe George mit ihren Beisitzerinnen Kerstin Schneider sowie Manuela Bonnet die dreistündige Sitzung und begrüßte die Behindertenparlamentarier.

Unter den Anwesenden war auch Sozialsenatorin Karin Röpke, die - wie in den Jahren zuvor - die Schirmherrschaft für die Veranstaltung am Welttag der Behinderten übernommen hatte. Zu den Gästen des 12. Bremer Behindertenparlaments gehörten zudem Fraktionsvertreter von SPD (Frank Pietrzok, Edith Wangenheim), CDU (Karl Uwe Oppermann) und Bündnis 90/ Die Grünen (Dirk Schmidtmann).

Im ersten Teil der Sitzung wurden insgesamt 11 Beschlussvorschläge von einzelnen Fraktionen behinderter Menschen vorgestellt, diskutiert und abgestimmt. Dabei ging es um die unterschiedlichsten Themenbereiche. Ein Großteil der Beschlussvorschläge resultierte aus den Diskussionsgruppen des 12. Bremer Protesttages vom 6. Mai 2004. So setzte sich die Fraktion der Blinden- und Sehbehinderten beispielsweise für den Erhalt des Landespflegegeldes in Bremen und Niedersachsen ein. Für den Abbau von Barrieren in Gaststätten und Diskotheken machte sich der Gesprächskreis Behinderung und Sexualität stark, und die Arbeitsgruppe Integratives Wohnen plädierte für die Einrichtung einer Arbeitsgemeinschaft der Heimbeiräte zugunsten behinderter Menschen, die in betreuten Wohneinrichtungen leben. 

Gleich mehrere Fraktionen kritisierten mit ihren Beschlussvorschlägen jüngere politische Initiativen, die Kürzungen und Streichungen im Bereich der Eingliederungshilfe vorsehen. Die Werkstattbeschäftigten aus Bremen und Bremerhaven forderten in einem gemeinsamen Antrag den Bremer Senat auf, den Vorschlag der Einsparkommission, die Entgelte der Werkstattbeschäftigten in vollem Umfange anzurechnen, nicht weiter zu verfolgen.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Aktuelle Stunde: Landesbehindertenbeauftragter“ ärgerten sich Verbandsvertreter über das schleppende Verfahren bei der Einsetzung des schon seit langem von politischer Seite zugesagten Beauftragten. 

Bereits im Juli 2004 hatte die Bürgerschaft sich dafür ausgesprochen, einen Landes​behindertenbeauftragten in Bremen einsetzen zu wollen. Das Ausschreibungsverfahren erfolgte jedoch erst im Oktober. So forderte u.a. Dieter Stegmann (LAGH Bre​men), das Einstellungsverfahren binnen kürzester Frist endlich zu einem guten Abschluss zu bringen. Zu der Kritik äußerte sich im Behindertenparlament der Präsident der Bremischen Bürgerschaft, Christian Weber, unter dessen Dienstaufsicht der zukünftige Beauftragte stehen wird. Christian Weber verwies auf die Bewerberlage, wonach ein Kandidat erst im Januar an einem Vorstellungstermin teilnehmen könne. Um allen Bewerbern eine Chance zu geben, wolle man den Termin noch abwarten, um dann zum 1. Februar oder 1. März 2005 der Öffentlichkeit den Landesbehindertenbeauftragten in Amt und Würden präsentieren zu können.

Im weiteren Verlauf der Sitzung beanstandete Dieter Stegmann von der LAGH Bremen das neue Landesgleichstellungsgesetz und zeigte noch einmal allen Anwesenden sehr deutlich und detailliert die Schwächen des Gesetzes auf. Stegmanns Forderung: „Dies ist ein schwaches Gesetz und es muss noch in dieser Legislaturperiode novelliert werden.“ Frank Pietrzok, sozialpolitischer Sprecher der SPD, erklärte in seinem Redebeitrag, dass das Landesgleichstellungsgesetz zwar kein großer politischer Erfolg sei - Stichwort: Haushaltsvorbehalt - doch mehr wäre vor dem Hintergrund der hiesigen Haushaltslage nicht drin gewesen. Und angesichts leerer Kassen müsse mit weiteren Kürzungen im Sozialbereich gerechnet werden. Doch, so Pietrzok weiter, wolle er die sozialpolitische Fahne hochhalten und sich für die Belange behinderter Menschen einsetzen. Die Sozialsenatorin Karin Röpke verwies auf die Mühen, unter denen das Gesetz entstand und empfahl - auch mit Hilfe des kommenden Behindertenbeauftragten - dem Gesetz eine Chance zu geben und es erst einmal mit Leben zu füllen.

Einen positiven Ausblick skizzierte gegen Ende der Sitzung Matthias Weinert (LAGH Bremen), indem er dem kommenden Behindertenbeauftragten eine intensive und konstruktive Zusammenarbeit mit der Behindertenselbsthilfe zusagte. Außerdem freue er sich darauf, den Behindertenbeauftragten im nächsten Bremer Behindertenparlament endlich begrüßen zu können. Doch warnte Weinert auch davor, die gut aufgestellte und organisierte Behindertenselbsthilfe in Bremen durch weitere Kürzungen zu schwächen. Der Behindertenbeauftragte werde nur in Kooperation mit der Behindertenselbsthilfe eine effektive und wirksame Arbeit im Sinne behinderter Menschen leisten können.

Käthe George bedankte sich zum Schluss bei allen Anwesenden für ihre Mitarbeit und Beiträge. Der Sozialsenatorin Röpke überreichte die Präsidentin des Behindertenparlaments ein dickes Paket Beschlussvorschläge mit der Bitte um Weiterleitung an die entsprechenden Gremien und an den wohl dann in 2005 eingesetzten Behindertenbeauftragten.

7.4. infoVeranstaltungen hörbehindertengerecht gestalten – eine 
         Planungshilfe
An zahlreichen öffentlichen Veranstaltungen können behinderte Menschen nicht teilnehmen, weil Barrieren unterschiedlichster Art dies verhindern. In den vergangenen Jahren verbesserte sich jedoch die Zugänglichkeit von Veranstaltungsräumen insbesondere für Rollstuhlfahrer, indem stufenlose Zugänge zu Gebäuden bzw. Gebäudeteilen mittels Rampen hergestellt wurden. Wiewohl diese Entwicklung zu begrüßen ist, muss im Rahmen von Verbandsarbeit immer wieder darauf hingewiesen werden, dass Barrierefreiheit weit mehr bedeutet. Auch Menschen mit Hörbehinderungen – Schwerhörige und Gehörlose – haben ebenso wie Mobilitätsbehinderte ein Recht auf Information und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft. Das bedeutet mit Blick auf öffentliche Veranstaltungen: Menschen mit Hörbehinderung muss das Verstehen des gesprochenen Wortes unbedingt ermöglicht werden, damit zur Hörbehinderung nicht die soziale Isolation hinzutritt. Immerhin leben in Deutschland nach Schätzungen des Deutschen Schwerhörigenbundes über 13 Millionen Hörbehinderte.

Da viele Organisatoren von öffentlichen Veranstaltungen mit dieser oft übersehenen Form der Behinderung nicht vertraut sind, hat sich in Bremen eine Arbeitsgruppe gebildet und in​zwischen eine Planungshilfe zur hörbehindertengerechten Gestaltung von Infoveranstaltungen herausgegeben. An dieser Arbeitsgruppe beteiligte Organisationen sind die Landes​arbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen, Selbstbestimmt Leben, der Landesverband der Gehörlosen und der Sozialverband Deutschland Ortsverband Osterholz.

Die Planungshilfe erhebt nicht den Anspruch, Tipps und Ratschläge für jede denkbare Form von Veranstaltung bereitzuhalten. Vielmehr stand die Arbeit der Autoren unter dem Bemühen, Hinweise für einen klassischen Veranstaltungstypus zu geben: nämlich die Informationsveranstaltung mit 20 bis 100 Teilnehmenden. Es soll bei Verantwortlichen die Erkenntnis hervorgerufen werden, dass es nicht unbedingt schwer ist, hörbehinderten Menschen eine sogenannte barrierefreie Teilnahme an Veranstaltungen zu eröffnen. Oft bedarf es nur einiger überlegter Planungen, passender (technischer) Hilfsmittel und der entsprechenden Motivation des Veranstalters. 

Grundsätzlich gilt es, die Einschränkung des betroffenen Sinnes so gut wie möglich auszugleichen. Dabei gibt es jedoch keine Patentlösung. Unterschiedliche Ausprägungen der Hörbehinderung erfordern unterschiedliche Lösungsstrategien. So ist zum Beispiel der Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern für Gehörlose durchaus sinnvoll. Doch ist es wahrscheinlich, dass ein Schwerhöriger diese Sprache ebenso wenig oder schlecht versteht, wie die des gesprochenen Wortes, wird es ohne weitere Hilfsmittel übertragen. Letzteres macht deutlich, dass die Planungen für eine barrierefreie Verständigung sich an den Bedürfnissen einzelner Menschen bzw. Teilnehmergruppen einer Veranstaltung ausrichten müssen. Im Vordergrund steht der Mensch. Und der sollte idealerweise vor der Veranstaltung gefragt werden, welche Hilfsmittel er benötigt. Verschiedene Hilfsmittel stehen für verschiedene Hörbehinderungen zur Verfügung. Die gängigsten technischen und nichttechnischen Hilfsmittel werden in der Planungshilfe kurz und übersichtlich vorgestellt. Informiert wird unter anderem über Gebärdensprach- und Schreibdolmetscher, über Induktionsanlagen und Akustik sowie sinnvolle Raumbeleuchtung.

Zur Erleichterung der Planungsarbeiten und besseren Übersicht wurde ein Checkliste für Veranstalter erarbeitet. Neben oben genannten Hilfsmitteln geht sie auch auf organi​satorische Aspekte ein. Es wird zum Beispiel empfohlen, einen zentralen Ansprechpartner für barrierefreie Kommunikation für die jeweilige Veranstaltung zu benennen, damit betrof​fene Teilnehmer optimal die angebotenen Hilfsmittel nutzen können. So werden verwirrende, möglicherweise sich widersprechende Informationen verhindert.

Die Planungshilfe will es aber nicht nur bei gut gemeinten Vorschlägen belassen, die das technisch und organisatorisch Mögliche beschreiben. Es werden weiterhin auch Hinweise auf Hilfsmittelanbieter und Ansprechpartner gegeben, die bei der Umsetzung der Checkliste hilfreich sein können. Angaben zu den möglichen Kosten einzelner Maßnahmen sollen zudem helfen, diese bereits bei der Finanzplanung einer Veranstaltung angemessen berücksichtigen zu können. Am Schluss der Broschüre erfolgen dann noch einige Kontaktadressen und der Hinweis auf weiterführende Literatur.

Zu beziehen ist die Planungshilfe über die Geschäftsstelle der Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen.

7.5 Barrierefreier GOttesdienst

Eine Tradition setzt sich fort - dieses Motto gilt inzwischen auch für den Barrierefreien Gottesdienst, der am 19. September 2004 zum zweiten Mal in der Friedensgemeinde durchgeführt wurde. Der Ort hat für die Bremer Behindertenbewegung ebenfalls langjährige Tradition, da dort der alljährliche Protesttag gegen Diskriminierung behinderter Menschen stattfindet. 

Unter der Mitwirkung von Pastor Bernd Klingbeil-Jahr als Gemeindepastor und Henry Meyer, der die Predigt in leichter Sprache hielt, wurde die Barrierefreiheit in diesem Gottesdienst weitestgehend umgesetzt: Der Zugang war für Körperbehinderte über die vorhandene Rampe ermöglicht, die Liedtexte waren in Großschrift für Sehbehinderte erstellt worden und die anwesenden Gehörlosen konnten den Gottesdienst durch die Gebärdensprachdolmetscherin komplett verfolgen. 

Die Resonanz hatten sich die Veranstalter etwas besser vorgestellt, jedoch tat dies der guten Stimmung keinen Abbruch. Jürgen Karbe vom Blinden- und Sehbehindertenverein begrüßte die Gottesdienstbesucher zusammen mit Pastor Klingbeil-Jahr und dankte den Anwesenden für das Kommen sowie der St.-Marien-Schola für ihre musikalische Mitwirkung. 

Die Schriftlesung aus dem Galaterbrief (5,25 – 6,10) brachte zum Ausdruck, dass man seinen Mitmenschen mögliche Hilfe anbieten solle („einer trage des anderen Last“, „solange wir noch Zeit haben, lasst uns Gutes tun an jedermann“). 

Patrick George vom Vorstand der LAGH bedankte sich zum Schluss für die Kollekte, die für den 12. Bremer Protesttag gesammelt wurde und knapp 100 Euro einbrachte. 

Der nächste Barrierefreie Gottesdienst findet am 11.September 2005 statt. 
7.6 LAGH Bremen auch in 2005 Regionalpartner der Aktion Mensch
Unter www.familienratgeber.de hat die Aktion Mensch eine Informationsplattform für Menschen mit Behinderung eingerichtet. Das Angebot richtet sich auch an Eltern behinderter Kinder, pflegende Angehörige und an Einrichtungen, die behinderte und chronisch kranke Menschen betreuen. Der Familienratgeber ist eine trägerübergreifende Informationsplattform, die allen Interessierten kostenlos zur Nutzung offen steht. Unter der Rubrik "Die Geburt" können Sie Wissenswertes über Diagnoseverfahren, Geburt und Früherkennung nachlesen. Der Bereich "Behinderung im Kindesalter" gibt einen Überblick über Frühförderung, Kindergarten und Schule. Angebote für "Jugendliche und Erwachsene mit Behin​derung" umfassen vor allem die Themen Bildung, Beruf und Wohnen, aber auch Freizeit und Sport. Schließlich erläutert der Abschnitt "Rat und Hilfe" die Aufgaben der verschiedenen Anlaufstellen wie Behörden, Krankenkassen oder Selbsthilfeinitiativen. Das Forum bietet zudem die Möglichkeit des Austauschs mit anderen Betroffenen.

Die LAGH Bremen ist auch in 2005 weiterhin Regionalpartner der Aktion Mensch und hat die Möglichkeit, lokale Adressen entsprechender Einrichtungen der Behindertenselbsthilfe und der Behindertenhilfe auf die Seite der Aktion Mensch einzustellen. Sollten Sie also mit Ihrer Selbsthilfegruppe oder Institution dort genannt werden wollen, richten Sie sich bitte telefonisch an Frau Uebigau, die für das Einpflegen der Daten verantwortlich ist. Ihre Telefonnummer lautet: 0421/ 37 52 74. Gerne können Sie sich aber auch an die Geschäftsstelle der LAGH Bremen wenden, Tel.: 0421/ 38 777-14/-0, Fax: 0421/ 38 777-99, Email: LAGHBremen@t-online.de. 

7.7 dreizehnter Bremer Protesttag am 3. Mai 2005

Im Regen stehen gelassen wurden die behinderten Menschen Bremens am 3. Mai nicht nur vom Wettergott, sondern auch vom Bremer Senat. Dieser verzögert seit Monaten die Einsetzung eines Behindertenbeauftragten.

Anlässlich des europäischen Protesttages zur Gleichstellung behinderter Menschen veranstaltete der Arbeitskreis Bremer Protest den 13. Bremer Protesttag. Zentrale Themen der diesjährigen Tagesveranstaltung: „Mehr Teilhabe am Arbeitsleben! Un(d)endlich: Der Behindertenbeauftragte stellt sich vor.“ Gerade auf letzteren warten die Behinderten der Stadt seit bald einem Jahr. 

Doch das Warten hatte sich nicht gelohnt. Leider konnte die Moderatorin des Vormittags im Großen Saal der Friedensgemeinde, Kassandra Ruhm, den angekündigten Behindertenbeauftragten nicht vorstellen. Zwar hatte die Bürgerschaft bereits am 1. Juli 2004 die Einsetzung eines Behindertenbeauftragten beschlossen, doch bis heute gelang es dem Senat sowie der Parlamentsverwaltung nicht, den entsprechenden Bürgerschaftsbeschluss umzusetzen. Zwischenzeitliche Nachfragen von Verbandsvertretern wurden bis zum 3. Mai mit immer neuen Hintergründen und Verweisen auf Verantwortliche ausweichend beantwortet. Die ca. 300 Teilnehmer in der Friedensgemeinde – ein neuer Besucherrekord – zeigten sich äußerst enttäuscht. Dieter Stegmann von der Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen (LAGH) forderte deswegen dazu auf, später auf dem Marktplatz in Sprechchören nach Henning Scherf (Bürgermeister) und Christian Weber (Präsident der Bremischen Bürgerschaft) zu rufen, damit diese die Verzögerung den behinderten Menschen öffentlich erklären.

Es kann vorweg schon mal gesagt werden, dass weder der eine noch der andere vor die Demonstranten trat. So ließen die Bremer Politiker die Menschen mit Behinderung im Regen stehen, der zudem nicht nur bildlich, sondern in diesem Jahr auch sehr konkret und beständig vom Himmel prasselte.

Aber nun zurück in die trockene Friedensgemeinde, wo man sich einen halben Tag mit dem Thema „Teilhabe am Arbeitsleben“ beschäftigte. In der morgendlichen Versammlungsrunde stellten Vertreter die sieben Arbeitsgruppen vor und erklärten die Inhalte ihrer Veranstaltungen. Folgende Angebote gab es: „Arbeit heute und morgen in der Werkstatt (Werkstatt Bre​men), „Arbeit und Tagesstätten“ (Friedehorst), „Gesprächsrunde behindertenpolitische Schweinereien“ (LAGH), „Auf der Suche nach Arbeits- und Ausbildungsplatz“ (Berufsbildungswerk), „Fremdbestimmende Tagesstruktur“ (Projektgruppe), „Infobörse“ (Agentur für Arbeit, Integrationsamt, Integrationsfachdienst) und die „Kreativgruppe“ von Friedehorst. Bevor die Diskussionen in den Gruppen losgingen, verlas Henry Meier vom Arbeitskreis Bremer Protest noch eine Resolution, in der eine Abkehr von Sozialabbau und Kürzungen in der Behindertenhilfe anmahnte und unter anderem erklärte: „Wir fordern alle Politiker auf, Schluss zu machen mit der Spardebatte im Behindertenbereich. Weniger Geld für die Behindertenhilfe bedeutet nicht den Abbau von überflüssigem Luxus, sondern einen Angriff auf unsere Menschenwürde.“ Unter Beifall wurde die Resolution mehrheitlich angenommen.

Die einzelnen Arbeitsgruppen erfreuten sich später regen Zulaufs. Die Veranstaltung von Matthias Weinert („Behindertenpolitische Schweinereien“) war sogar dermaßen gefragt, dass nicht alle Interessierten teilnehmen konnten. Der Raum platzte aus allen Nähten, so vielen Menschen brannte Unglaubliches unter den Nägeln. Berichtet wurde von unfreundlichen Busfahrern fremdvergebener Linien auf Strecken der BSAG, wo Rollstuhlfahrer nicht an den gewünschten Haltestellen rausgelassen werden, von unzureichender Schulassistenz für behinderte Kinder und von Kneipen, die selbst nach Umbauten keinen Zugang für Mobilitätsbehinderte ermöglichen, geschweige denn eine barrierefreie Toilette haben.

Bewohner von Einrichtungen machten in ihrer Arbeitsgruppe auf andere Missstände in Bremen aufmerksam. Sie fühlen sich in den Einrichtungen bevormundet, wie kleine Kinder be​handelt und forderten: Weg von der Fremd- hin zu mehr Selbstbestimmung!

Schülerinnen und Schülern des Berufsbildungswerk standen Ansprechpartner verschiedener Dienste zur Verfügung, mit denen sie über ihre Fragen nach Möglichkeiten für Arbeitsplätze im ersten Arbeitsmarkt sprechen konnten.

Während der Mittagspause besuchte die Bremer Sozialsenatorin Karin Röpke (SPD) den 13. Bremer Protesttag. Es muss lobend herausgestrichen werden, dass die Senatorin sich unter die Menge mischte, sich den Fragen und Anliegen der Anwesenden stellte und für alle eine offenes Ohr hatte. Es bleibt aber abzuwarten, ob die Offenheit beim Zuhören Einfluss auf bislang beschlossene (Sozial)Kassen nimmt. Denn der Sparkurs im Sozialbereich lässt wenig Gutes für die Behindertenhilfe und -selbsthilfe in Bremen hoffen.

Wenig wohl gesonnen - wie bereits erwähnt - zeigte sich dann der Wettergott. Pünktlich zum Demobeginn goss es wie aus Kübeln. Unbeirrt erwies sich jedoch die Demoleiterin Kassandra Ruhm und rief unter dem Kirchengeläut der Friedengemeinde zum Abmarsch. Unterwegs verstanden Kassandra Ruhm und andere Redner es, mit ihren Beiträgen am Megafon alle Teilnehmer zu motivieren und die umstehende Bevölkerung zu informieren. Neu in diesem Jahr war der fast barrierefreie Demoweg. Er führte vorbei am Bremer Hauptbahnhof, über den Schüsselkorb und die Domsheide hin zum Marktplatz. Eine veränderte Wegstrecke wurde gefordert, da die alte durch das Ostertor-/ Steintorviertel über Kopfsteinpflaster für viele Rollstuhlfahrer zu anstrengend war.

Auf der Kundgebung vor der Bürgerschaft machte Dieter Stegmann während seiner engagierten Rede deutlich, dass der Behindertenbeauftragte endlich eingesetzt werden müsse. Stegmann wörtlich: „Nach dieser langen Zeit der Nichtumsetzung eines Bürger​schaftsbeschlusses, fordern wir den Präsidenten der Bremischen Bürgerschaft, Herrn Christian Weber, heute auf, seinen Wortbruch hier und jetzt in aller Öffentlichkeit zu erklären. Auch sollte Herr Weber sich ernsthaft die Frage stellen, ob er noch in der Lage ist, im Amt zu bleiben.“ An die Adresse von Bürgermeister Henning Scherf formulierte Stegmann: „Außerdem fordern wir vom Bürgermeister Scherf, uns heute einen verbindlichen Termin zu nennen, wann endlich oder warum nicht der Senat bereit ist, den einstimmigen Bürgerschaftsbeschluss – an den er gebunden ist! – vom 1. Juli 2004 nachzuvollziehen.“ Begleitet wurde Stegmanns Rede von Sprechchören der Demonstranten „Henning - komm raus!“. Er kam nicht und so blieben alle im Regen alleine stehen, ohne Scherf, ohne Weber und ohne den lange von der Politik versprochenen Behindertenbeauftragten.

Am 2. Dezember - im Rahmen des Welttages der Behinderten - wird der diesjährige Protesttag mit dem Behindertenparlament im Plenarsaal der Bremischen Bürgerschaft fortgesetzt. Nach jüngsten Aussagen des Senatssprechers Klaus Schloesser, sei man auf der Zielgeraden, was die Berufung des Behindertenbeauftragten betrifft. Mögen die senatorischen „Rennschnecken“ gut vorankommen und das Ziel bald erreichen, damit der Behindertenbeauftragte Anfang Dezember im Behindertenparlament dann nicht nur angekündigt, sondern den behinderten Menschen tatsächlich vorgestellt werden kann.

8. Landesgleichstellungsgesetz

8.1 Landesbehindertenbeauftragter
Die Berufung des ersten Behindertenbeauftragten in Bremen – eine unendliche Geschichte?! Nach der Mitgliederversammlung 2004 ist vor der Mitgliederversammlung 2005 – und bis April 2005 gab es in der Frage der Berufung des ersten Bremer Behindertenbeauftragten kein abschließendes positives Ergebnis. In dieser Frage hat sich die Bremer Politik in den vergangenen Monaten wahrlich nicht mit Ruhm bekleckert.

Zur Erinnerung: Anlässlich der Verabschiedung des Bremischen Landesgleichstellunsgesetzes im Dezember 2003 wurde die Schaffung der Position eines Landesbehindertenbeauftragten für das Frühjahr 2004 in Aussicht gestellt. Der Einsetzungsbeschluss zur Schaffung einer solchen Position wurde den Abgeordneten vom Senat aber erst Ende Juni 2004 zur Beschlussfassung vorgelegt und – nach einer fraktionsübergreifenden Einigung – am 01. Juli 2004 einstimmig beschlossen.

Nun dachte man, es geht zügig weiter – doch weit gefehlt! Erst Ende Oktober 2004 – fast vier Monate nach der Beschlussfassung in der Bürgerschaft – war die Bürgerschaftsverwaltung in der Lage, eine Stellenausschreibung im Beiblatt zum Amtsblatt (behördenintern) zu veröffentlichen.

Am 03. Dezember 2004 wollte der Präsident der Bürgerschaft – Herr Christian Weber – dies auch noch als eine gute Tat darstellen, indem er im Behindertenparlament verkündete, es gebe 4 Bewerber und die Vorstellungsgespräche würden etwa Mitte Januar 2005 abgeschlossen sein, eine Entscheidung könne dann im Februar 2005 getroffen werden. Auf die Kritik mehrerer Redner im Parlament hinsichtlich der sehr langen Dauer des Verfahrens, wurden die Vorstellungsgespräche dann offensichtlich Ende Dezember 2004 beendet. Einer Berufung zum 01. März 2005 stand also eigentlich nichts mehr im Wege.

Doch dann kamen die Turbulenzen um den Kanzler-Brief und sein Ergebnis – da konnte oder wollte man wohl nicht über so eine (un)wichtige Frage wie die des Behindertenbeauftragten entscheiden. 

Nun befinden wir uns bereits im Jahr 2005 und es meldeten sich kurzfristig noch Bedenkenträger zu Wort - der Steuerzahlerbund und Axel Schuller (Weser-Report). Beide finden, die Schaffung der Stelle passe nicht in die gegenwärtige Situation. Darf man da höflich fragen, wann denn „die passende Situation“ ist? Ist die „richtige Situation“ dann gegeben, wenn das Land Bremen wieder schuldenfrei ist? Wann wird das voraussichtlich sein?

Nein, liebe Mitglieder, die Entscheidung zur Forderung nach einem Behindertenbeauftragten für das Land Bremen war und bleibt richtig! Sie sollte jetzt umgesetzt werden. Es bleibt zu hoffe, anlässlich der Jahrshauptversammlung positive Ergebnisse verkünden zu können - und einen Abschluss der unendlichen Geschichte zu feiern. 
8.2 Ressortübergreifende Arbeitsgruppe

Der Finanzsenator hat Vertreter der Interessen Sinnesbehinderter im Januar 2005 zu einer ersten Sitzung des ressortübergreifenden Ausschusses zur Umsetzung des Bremischen Gesetzes zur Gleichstellung Behinderter in das große Sitzungszimmer beim Senator für Justiz und Verfassung eingeladen. Eine Fragebogenaktion der Arbeitsgemeinschaft zur Bedarfs- und Problemlage bei den Behörden brachte kaum Resonanz. Die Behörden hatten wenig Kontakt mit Sinnesbehinderten. Daher sollten bei dem Treffen mit den Behindertenverbänden Lösungsansätze zum täglichen Umgang mit Behinderten erkundet werden.

Zahlreiche Vertreter der Blinden und Gehörlosen sowie von bremischen Behörden waren erschienen. Zunächst wurde davon berichtet, dass eine Umfrage bei den Behörden ergeben hat, dass dort kaum Sinnesbehinderte erschienen und um Assistenz gebeten haben. Die Vertreter der Blindenvereine führten das darauf zurück, dass Blinden durch Angehörige und Freunde geholfen wird und daher keine Probleme auftreten. Dies gelte auch für die Gehörlosen. Von Herrn George vom Landesverband der Gehörlosen wurde darauf hingewiesen, dass dies ein verfehlter Ansatz sei, denn nach dem Gleichstellungsgesetz müsse jedem die Möglichkeit gegeben werden, selbstbestimmt und ohne fremde Hilfe seine Anliegen bei den Behörden anzubringen. Das sei nur möglich, wenn vor Ort von den Behörden entsprechende Dolmetscherdienste angeboten werden, denn nur dann könne der Gehörlose selbstständig und unabhängig seinen Behördengang erledigen. Allein die Einrichtung eines Bildtelefons reiche nicht aus. Sehbehinderten könne nachhaltig dadurch geholfen werden, dass sie Formulare und Behördeninformationen auf Tonträgern oder computerlesbaren Dateien erhalten.

Auch das Formularwesen müsse vereinfacht und besser verständlich gestaltet werden. Frau Claudia Wessels vom "Büro für einfache Sprache" stellte in diesem Zusammenhang die Arbeit ihres Büros vor und warb dafür, den Schriftverkehr von Behörden in einfache Sprache zu übersetzen, damit auch kognitiv beeinträchtigte Menschen selbstbestimmt ihre Behördenkontakte gestalten können. Den Vertretern des Finanzsenators und auch den meisten Behördenvertretern war unbekannt, dass es ein entsprechendes Übersetzungsbüro gibt, das sinnvolle Arbeit leistet. Diese Arbeit ist aber nicht zum Nulltarif erhältlich.

Der Finanzsenator muss sich langsam daran gewöhnen, dass die Umsetzung des Gleichstellungsgesetzes nicht nur von ehrenamtlichen Mitarbeitern geleistet werden kann, sondern professionelle Hilfen bezahlt werden müssen, wenn die notwendige und vom Gesetz geforderte Integration Behinderter erfolgreich erreicht werden soll.
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